4

[image: image1.jpg]Independent
Retail Europe

O



Beitrag zur KMU-Untergruppe
Angesichts von verhaltenem Wirtschaftswachstum und einem schwierigen, von zunehmender Konzentration geprägten Marktumfeld sehen sich mittelständische Einzelhändler im gesamten EU-Gebiet vor erheblichen Herausforderungen. Worin diese Herausforderungen bestehen und wie sie sich überwinden lassen, möchten wir im vorliegenden Positionspapier aufzeigen. In der Umsetzung der nachstehenden Empfehlungen sehen wir den Schlüssel zu einer ausgewogeneren, wettbewerbsintensiveren europäischen Einzelhandelslandschaft.
Herausforderungen für mittelständische Einzelhändler
Operative Aspekte
· Mangelnde Größenvorteile
· Mangelnde Effizienz der Lieferketten
· Erschwerte Innovationstätigkeit
· Erhöhter Verwaltungsaufwand
Dass diese Handicaps das gesamte operative Geschäft beeinträchtigen – von der Produktentwicklung über Einkauf und Beschaffung hin zum Markenauftritt –, liegt auf der Hand. Die Folge: Dem Unternehmen fehlt es an Sicherheit. Langfristig erschwert sind die Gewinnung von Know-how und der Ausbau der Marktanteile.
Finanzielle Aspekte
· Erschwerter Zugang zu Finanzierungsmitteln
Nach wie vor benachteiligt sind mittelständische Einzelhändler (wie auch KMU im Allgemeinen), was den Zugang zu Finanzierungsmitteln anbelangt. Immer wieder müssen Investitionen, die für attraktive, florierende Ladengeschäfte dringend erforderlich wären, zurückgestellt werden. 
Zu berücksichtigen sind dabei insbesondere drei Punkte, die nachstehend näher erläutert werden: Angemessenheit der verfügbaren Mittel, Verhandlungen mit Kreditinstituten und notwendige Umschuldungen, um bestehende Schuldenlasten tragfähiger zu gestalten.
Know-how für einen Markt im Wandel
· Mangel an Know-how und unterstützenden Strukturen
· Mangelnde Präsenz in der Online-Welt
Durchsetzung von Qualitätsstandards in der Lieferkette, Qualitätssicherung im Allgemeinen, Rentabilitätssteigerung, Einstellung auf neue Nachfragetrends – all dies sind Aspekte, bei denen mittelständische Einzelhändler auf dem immer schnelllebigeren, wettbewerbsintensiveren Markt leicht ins Hintertreffen geraten. Besonders gravierend ist der Mangel an unterstützenden Strukturen (z. B. Fortbildungs- oder Förderprogrammen), die wiederum Voraussetzung für Innovation und langfristige Wettbewerbsfähigkeit wären, in ländlichen Gebieten.
Nachholbedarf haben mittelständische Einzelhändler zudem, was ihre Präsenz in der Online-Welt (z. B. E-Commerce, elektronisches Marketing) anbelangt. Frappierend ist in diesem Zusammenhang eine EU-weite Erhebung, nach der es nahezu der Hälfte (47 %) der Europäer an Know-how für die Nutzung von Online-Medien mangelt. Dieser Anteil wäre dringend zu reduzieren, um den (durchaus kostspieligen) Einstieg in das Online-Geschäft lukrativer zu machen.
Lokale und regionale Entwicklung
-
Mangelnde Größe, um in bestimmten (z. B. ländlichen, entlegenen) Regionen erfolgreich agieren zu können
Wachsendes Preisbewusstsein der Verbraucher, Siegeszug der peripheren Einkaufszentren, Verdrängung kleinerer Einzelhändler – Entwicklungen wie diese haben sich im Zuge der Wirtschaftskrise beschleunigt.
Besonders augenfällig ist dies in den Innenstädten, deren Attraktivität durch Konkurse oder Abwanderung alteingesessener Einzelhändler zusehends leidet. Ein fortschreitender Rückgang der Kundenfrequenzen, der wiederum zu weiteren Konkursen/Abwanderungen führt, ist die Folge. Erschwerend hinzu kommen nicht selten soziale Probleme. Besonders zu kämpfen haben auf sich allein gestellte mittelständische Einzelhändler, denen es an übergreifenden Strukturen und Strategien der Markenpositionierung mangelt. 
Diesem in ganz Europa zu beobachtenden Phänomen – weithin bekannt und beklagt als „Sterben der Innenstädte“ – gilt es gegenzusteuern.
Zukunftsfähigkeit
· Wettbewerbsnachteile gegenüber internationalen Handelsketten (Verdrängung vom Markt, Reduzierung der Angebotsvielfalt)
Aus all den genannten Gründen werden mittelständische Einzelhändler zusehends vom Markt verdrängt. Nachteilig ist dies nicht nur für die Einzelhandelslandschaft an sich, sondern auch für regionale Wirtschafträume: Dreimal höher als bei internationalen Filialisten, so eine Studie der „Business Alliance for Local Living Economies“, ist bei selbstständigen Einzelhändlern der Anteil am Warenpreis, der der Gemeinde und ihrem Umland zugutekommt. 
Doch all diesen Herausforderungen zum Trotz spielen selbstständige KMU-Einzelhändler – wie unlängst vom Europäischen Parlament anerkannt – eine tragende Rolle in Wirtschaft und Gesellschaft. 
Vorschläge zur Überwindung der genannten Herausforderungen
Mit Nachdruck hat das Europäische Parlament im „Bericht de Jong“ (2013) eine bessere Unterstützung des selbstständigen Einzelhandels angemahnt. 
Eine Möglichkeit hierzu besteht in der Förderung von Geschäftsmodellen, die selbstständige Einzelhändler begünstigen. Im Folgenden bezeichnen wir solche Modelle pauschal als Verbundgruppen. Gemeint sind jedoch vielfältige Formen der Zusammenarbeit – von Einkaufsgemeinschaften, Handelskooperationen und freiwilligen Ketten hin zu Dienstleistern für selbstständige Einzelhändler.
Die Vorteile, die selbstständige Einzelhändler durch solche Formen der Zusammenarbeit erlangen, sind breit gestreut:
· Gegenseitige Unterstützung
Ob untereinander oder gruppenweit – Verbundgruppen befähigen selbstständige Einzelhändler zu einem potenziell sehr weitreichenden Austausch von Informationen, Know-how und Erfahrungen. Eine tragende Rolle kann dabei die Zentrale spielen – von der Bereitstellung von Finanzdienstleistungen und Unterstützung im administrativen Bereich über Fortbildungen (IT, Unternehmertum ...) hin zur Schaffung und Verwaltung gemeinsamer Strukturen in Bereichen wie E-Commerce, IT oder Logistik. 
· Größenvorteile
Durch gemeinsame Einkäufe – beispielsweise von Waren, IT-Systemen, Logistikleistungen oder Strom – erlangen selbstständige Einzelhändler erhebliche Größenvorteile („Skaleneffekte“). 
· Zugang zu Finanzierungsmitteln
Verbundgruppen bieten selbstständigen Einzelhändlern Zugang zu Finanzierungsmitteln – gerade auch in Zeiten, in denen Banken „den Geldhahn zudrehen“. 
· Innovationskraft
Verbundgruppen sind regelrechte „Innovationsmotoren“, die selbstständige Einzelhändler zur Steigerung der Lieferketteneffizienz, Optimierung des Kundenservice und Bereitstellung hochwertiger Eigenmarkensortimente befähigen. 
· Lieferketteneffizienz
Für rationellere, wirtschaftlichere Lieferketten sorgen die modernen, ökologisch nachhaltigen Vertriebs- und Logistikstrukturen der Verbundgruppen. Besonders vorteilhaft ist dies für Einzelhändler, die in entlegenen Gebieten tätig sind. 
· Städtische und ländliche Erneuerung
Sowohl durch Vertriebszentren als auch durch Finanzierungshilfen zur Gründung neuer Ladengeschäfte leisten Verbundgruppen wichtige Beiträge zu städtischer und ländlicher Erneuerung. Garanten sind sie nicht nur für eine Vielzahl attraktiver Arbeitsplätze, sondern auch für ein ausgewogenes, von Wettbewerb und Angebotsvielfalt geprägtes Marktumfeld – nicht zuletzt in ländlichen Gebieten. Erwirtschaftete Gewinne kommen der Gemeinde und ihrem Umland zugute – nicht nur durch Ausgaben vor Ort, sondern auch durch Sponsoring von Veranstaltungen, Vereinen und kommunalen Initiativen. Angekurbelt wird die lokale Nachfrage zudem durch die Löhne und Gehälter der Mitarbeiter.
· Zukunftsfähige KMU
Verbundgruppen befähigen mittelständischen Einzelhändler, mit Filialen großer integrierter Handelsketten in Wettbewerb zu treten – und zwar über das gesamte Spektrum der Betriebsformen, vom Nachbarschaftsladen hin zum Verbrauchermarkt. Die Zahlen sprechen für sich: Die schwierigen ersten Jahre überstehen Anschlusshäuser von Verbundgruppen ca. zweimal häufiger als Akteure, die auf sich allein gestellt bleiben  (laut einer Studie von CCI France – Chambres de Commerce et d'Industrie – von 2011).
· Lokale und regionale Entwicklung
Auch im Rahmen von Verbundgruppen bleiben selbstständige Einzelhändler lokal verwurzelte Unternehmer. Ganz selbstverständlich verbinden sich ihre Interessen mit denen des regionalen Wirtschaftsraums – sei es durch Listung regionaler Produkte oder enge Beziehungen mit einheimischen Herstellern und Dienstleistern. 
· Wettbewerb
Unter dem Strich steht ein diversifizierteres, innovativeres Marktumfeld, das von gesundem Wettbewerb geprägt ist. Niemandem kommt dies mehr entgegen als den Verbrauchern – in Form eines vielfältigeren, bedarfsgerechteren Waren- und Serviceangebots zu günstigeren Preisen. 
Eines ist sicher: Marktvielfalt erfordert einen florierenden selbstständigen Einzelhandel. Die Wettbewerbsfähigkeit selbstständiger Einzelhändler aber steht und fällt, wie wir aufgezeigt haben, mit ihrer Fähigkeit zu Kooperation. 
Ideale Voraussetzungen für eine solche Kooperation schaffen Verbundgruppen, die es deshalb – ergänzend zur Förderung allein agierender Einzelhändler – noch besser zu unterstützen gilt. Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang der Abbau rechtlicher Barrieren, die Verbundgruppen gegenüber Filialunternehmen benachteiligen.
Unsere Empfehlungen im Einzelnen: 
1. Dringende Überarbeitung des EU-Wettbewerbsrechts
Selbstständige Einzelhändler, die sich in Verbundgruppen zusammengeschlossen haben, unterliegen (anders als Filialunternehmen) dem EU-Wettbewerbsrecht für horizontale und vertikale Vereinbarungen. Dieses umfasst Artikel 101 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), Verordnung 330/2010 über die Anwendung dieses Artikels auf Gruppen vertikaler Vereinbarungen, zugehörige Leitlinien (2010/C 130/01) sowie Leitlinien für horizontale Vereinbarungen (2011/C 11/01).
Drastisch beschränkt sind dadurch die Möglichkeiten zum Austausch zwischen der Zentrale und den Anschlusshäusern einer Verbundgruppe – beispielsweise im Hinblick auf Preisgestaltung, Marketing oder Markenpolitik. 
Diesen Zustand gilt es zu ändern. Unabdingbar sind Preisabsprachen im Rahmen von Verbundgruppen („vertikale Preisbindungen“) beispielsweise im Zusammenhang mit E-Commerce. Fehlt es Verbundgruppen an diesem wichtigen Instrument zur Gestaltung eines einheitlichen Online- und Markenauftritts (beispielsweise lässt sich über den Preis Qualität oder Mehrwert vermitteln), geraten sie im Wettbewerb zu Filialunternehmen unweigerlich ins Hintertreffen. 
Hinzu kommt: Suchmaschinenbetreiber, allen voran Google, vergeben Platzierungen („Rankings“) für Websites anhand der beobachteten Besucherfrequenzen. Allzu viele Verbundgruppen aber sehen sich bisher – eben aufgrund der Regelungen für vertikale Preisbindungen – an der Einrichtung eines gemeinsamen E-Commerce-Auftritts gehindert. Hunderte, wenn nicht gar Tausende Websites einzelner Anschlusshäuser sind das Ergebnis – mit entsprechend niedrigen Google-Platzierungen, die dem tatsächlichen Online-Geschäft der Verbundgruppe in keiner Weise gerecht werden.
Die geschäftlichen Folgen kann man sich leicht ausmalen. Hinzu kommen eine Verwässerung des Markenimages, Erschwernisse für einkaufswillige Verbraucher (angefangen bei der Suche nach der gewünschten Website) und nicht zuletzt ein erheblicher Mehraufwand für die beteiligten Einzelhändler: Für Anschaffung und Betrieb der erforderlichen IT-Systeme bleibt jeder von ihnen selbst verantwortlich – ein Umstand, der die Einrichtung einer E-Commerce-Datenbank mit mehr als 20.000 Artikeln nahezu unmöglich macht. Mit einem Schlag beseitigen könnte man all diese Schwierigkeiten durch flexiblere Regelungen für Preisabsprachen – eine wichtige Voraussetzung, damit auch selbstständige Einzelhändler die mehrkanaligen Einkaufserlebnisse bereitstellen können, die die Verbraucher von heute erwarten.
Eines ist sicher: Eine ausgewogene Einzelhandelslandschaft – und als deren fester Bestandteil ein florierender selbstständiger Einzelhandel – liegt im Interesse der Verbraucher. Da jedoch selbstständige Einzelhändler zur Wahrung ihrer Wettbewerbsfähigkeit auf Zusammenarbeit angewiesen sind, geht es zunächst einmal darum, einheitliche Ausgangsbedingungen für Verbundgruppen und Filialunternehmen (gerade auch im E-Commerce) zu schaffen. 
Dass Effizienzgewinne, die Verbundgruppen namentlich durch weitergehende Preisabsprachen erzielen könnten, in Form eines vielfältigeren, preisgünstigeren Angebots an die Verbraucher weitergegeben würden, steht außer Frage. 
Damit auch Verbundgruppen auf wirtschaftliche Weise mehrkanalige Einkaufserlebnisse – in den Augen der Verbraucher längst schon eine Selbstverständlichkeit – bereitstellen können, sind flexiblere Regelungen für Preisabsprachen unerlässlich.
In Betracht kommt hierfür die Aufnahme zusätzlicher Bestimmungen in die Leitlinien zu Verordnung 330/2010 (vertikale Vereinbarungen), damit diese den jüngsten Marktentwicklungen (E-Commerce, digitale Zielgruppenansprache ...) Rechnung tragen.
Zwar könnte man argumentieren, dass vertikale Preisbindungen nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV ohnehin bereits vom EU-Wettbewerbsrecht ausgenommen werden können, doch dies erfordert in jedem einzelnen Fall den Nachweis von Effizienzgewinnen. Dass dies mit erheblicher Rechtsunsicherheit behaftet ist (vom kaum zu vertretenden Aufwand für selbstständige Einzelhändler/Verbundgruppen einmal abgesehen), liegt auf der Hand.  
Empfehlungen:
· Dringende Überarbeitung des Wettbewerbsrechts für vertikale und horizontale Vereinbarungen, damit selbstständige Einzelhändler (insbesondere hinsichtlich Preisabsprachen und E-Commerce) besser zusammenarbeiten können
· Politische Anerkennung der Verbundgruppen (verstanden im weiteren Sinne als kooperierende Geschäftsmodelle im selbstständigen Einzelhandel) – ihrer Bedeutung wie auch der Notwendigkeit ihrer Förderung. So würde es wahrscheinlicher, dass künftige Rechtsvorschriften den Erfordernissen des selbstständigen Einzelhandels von Anfang an Rechnung tragen. Signalwirkung in dieser Hinsicht hätte ein jährlicher „Tag des selbstständigen Einzelhandels“ in Brüssel.
2. Einheitliche Auslegung des EU-Wettbewerbsrechts durch die Mitgliedstaaten
Wie alle Marktteilnehmer müssen sich Verbundgruppen darauf verlassen können, dass innerhalb des Binnenmarkts einheitliche Rahmenbedingungen gelten. Ein spezielles Anliegen ist ihnen dabei (aufgrund der Besonderheiten ihres Geschäftsmodells) das EU-Wettbewerbsrecht. 
Anlass zur Sorge gibt insbesondere Artikel 102 AEUV (Missbrauch einer beherrschenden Stellung), über dessen Auslegung sich die Mitgliedstaaten (anders als beim bereits erwähnten Artikel 101) alles andere als einig sind. Die Folge für grenzübergreifend tätige Verbundgruppen ist ein erheblicher (finanzieller wie auch zeitlicher) Mehraufwand – und damit ein Wettbewerbsnachteil gegenüber Konkurrenten, die von Artikel 102 nicht betroffen sind. 
Empfehlung:
· Gewährleistung einer EU-weit einheitlichen Auslegung von Artikel 102 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
3. Einheitliche Wettbewerbsbedingungen
Vom E-Commerce einmal abgesehen: Noch in zahlreichen weiteren Bereichen bleiben Größenvorteile, die für Filialunternehmen selbstverständlich sind, den Verbundgruppen und ihren selbstständigen Einzelhändlern verwehrt. Die Ursache: Aufgaben, die problemlos die Zentrale übernehmen könnte, werden durch Regelungen, in denen das Verbundgruppenmodell ganz einfach nicht vorgesehen ist, den einzelnen Anschlusshäusern auferlegt. Ein um ein Vielfaches erhöhter Kosten- und Verwaltungsaufwand ist das Ergebnis. 
Es folgen drei Beispiele aus dem Food- und Non-Food-Bereich:
Beispiel 1: Rindfleisch
Für den Handel mit Rindfleisch verlangen bestimmte EU-Mitgliedstaaten eine Zulassung. Dabei gilt: ein Unternehmen, eine Zulassung. Mit anderen Worten: Eine Verbundgruppe mit 1000 Anschlusshäusern benötigt 1000 Zulassungen, eine Handelskette mit 1000 Filialen hingegen nur eine einzige. 
Beispiel 2: Kosmetika
Nicht anders verhält es sich bei Kosmetika: Wiederum ist für ein Filialunternehmen eine einzige Zulassung ausreichend, während eine Verbundgruppe gut und gerne Tausende benötigt.
Beispiel 3: IT-Ausstattung
Zuletzt ein Beispiel aus der Privatwirtschaft: Führende IT-Anbieter gewähren „Vorzugskunden“, die einen Status wie „Gold“ oder „Platinum“ erlangt haben, spezielle Vergünstigungen (z. B. Rabatte, Zusatzleistungen).  
Doch analog zu den vorigen Beispielen gilt: Jedes Anschlusshaus einer Verbundgruppe muss den gewünschten Status einzeln erlangen.
Das Fazit: Verbundgruppen – und damit selbstständigen Einzelhändlern – entsteht durch Regelungen, die sie (in aller Regel völlig ungewollt) gegenüber Filialunternehmen benachteiligen, ein gravierender Mehraufwand.
Empfehlung:
· Schaffung einheitlicher Wettbewerbsbedingungen im Einzelhandel nach dem Grundsatz „gleiche Regeln, gleiche Pflichten“. Geltende Regelungen – ob mit oder ohne Rechtscharakter – sollten den Besonderheiten des Verbundgruppenmodells Rechnung tragen. 
4. Zugang zu Finanzierungsmitteln
Zwischen 300.000 und 3 Millionen Euro liegen erfahrungsgemäß die Beträge, die mittelständische Einzelhändler zum Erwerb eines neuen oder Ausbau eines bestehenden Ladengeschäfts benötigen. Wie alle Unternehmer sind sie dabei auf Geldgeber angewiesen – auf öffentliche wie auch private. Wichtig ist eine verlässliche Unterstützung in angemessener Höhe im Einzelfall. Zwar wurden KMU-Fördermaßnahmen der öffentlichen Hand in den vergangenen Jahren ausgebaut, doch unerlässlich bleibt ein vergleichbares Engagement der Kreditinstitute. 
Als wichtige Hilfe für Anschlusshäuser einer Verbundgruppe – insbesondere bei zurückhaltender Kreditvergabe durch Banken – können sich Finanzierungshilfen der Zentrale erweisen (z. B. Kredite für Investitionen oder Warenkäufe, Übernahme von Delkredererisiken). Allerdings: Aufgrund unklarer Formulierungen können einschlägige Rechtsvorschriften (EU-Leitlinien für vertikale Zusammenarbeit und nationales Recht) dahingehend ausgelegt werden, dass eine Kreditvergabe durch die Zentrale zu „marktüblichen“ Konditionen nicht in Betracht kommt. Verhindert wird so beispielsweise, dass Zinsen (die die Liquidität schmälern) durch gängige Kreditsicherheiten ersetzt werden. Noch gravierender ist die Lage in einigen Mitgliedstaaten, in denen Finanzierungshilfen der Zentrale grundsätzlich ausgeschlossen sind. 
Finanzberatung und Verhandlungsführung 
Sei es aufgrund mangelnder Fachkenntnis oder der nach wie vor schleppenden Konjunktur – mittelständische Einzelhändler, die private Geldgeber für ihre Vorhaben gewinnen müssen, haben kein leichtes Spiel. 
Kompetente Beratung und Unterstützung in allen Finanzfragen erhalten selbstständige Einzelhändler, die sich einer Verbundgruppe angeschlossen haben. Nicht selten übernimmt das zentrale Finanzteam auch Kontakte und Verhandlungen mit externen Dienstleistern – von Steuer- und Rechtsberatern über Wirtschaftsprüfer hin zu Kreditinstituten. 
Ein Beispiel: Vierteljährlich (bei Bedarf auch öfter) besucht das Finanzteam einer uns bekannten Verbundgruppe unentgeltlich sämtliche Anschlusshäuser. Ziel ist ein offener, kooperativer Austausch zu Fragen der Rechnungslegung und des Geschäftsverlaufs.
Unterstützt werden bestehende und potenzielle Anschlusshäuser zudem – um beim selben Beispiel zu bleiben – durch Kosten-Nutzen-Analysen für Investitionsvorhaben, die von der Modernisierung/Erweiterung bestehender Ladengeschäfte hin zu Neueröffnungen reichen können. Erarbeitet wird dabei ein fundierter Geschäftsplan, der zur Ansprache potenzieller Geldgeber (staatlicher, privater oder von Fall zu Fall auch der Zentrale selbst) unerlässlich ist. Alle anstehenden Verhandlungen übernimmt auf Wunsch das Finanzteam, wobei zugehörige Unterlagen zusammengestellt bzw. geprüft und erläutert werden. Das Ergebnis: ein handfester strategischer Vorteil für mittelständische Einzelhändler, deren Erfahrung und Fachkenntnis in Finanzfragen notwendigerweise beschränkt ist.
Umschuldung
Anlass zur Sorge geben zudem – in je nach Mitgliedstaat unterschiedlichem Ausmaß – große Zahlen überschuldeter mittelständischer Einzelhändler. Dringend erforderlich erscheinen Umschuldungsmaßnahmen, um bestehende Schuldenlasten tragfähiger zu gestalten und einen kontinuierlichen Schuldendienst zu gewährleisten. Doch trotz der zahlreichen Not leidenden („faulen“) Kredite, die beispielsweise aus Irland vermeldet werden, zeigen die Banken nur wenig Bereitschaft, den KMU entgegenzukommen.
Erschwerend hinzu kommen die durch die Wirtschaftskrise ausgelöste Konsolidierung des Banksektors und der damit einhergehende Trend zu Kreditverkäufen an unregulierte Fonds. 
Empfehlungen: 
· Angemessene staatliche Unterstützung für den mittelständischen Einzelhandel – in Form von Beihilfen wie auch Beratungsleistungen 
· Förderung des Zusammenschlusses selbstständiger Einzelhändler zu Verbundgruppen, die nicht zuletzt in finanzieller Hinsicht wertvolle Hilfe leisten können. Sinnvoll erscheint es beispielsweise, die Mitgliedschaft in einer renommierten Verbundgruppe bei der Bonitätsprüfung zu berücksichtigen, und Finanzdienstleistungen von Verbundgruppen (wie die im obigen Beispiel erwähnten) sollten als „Best Practice“ herausgestellt werden.  
· Bessere Regulierung von Fonds, die mittelständische Kredite von Banken aufkaufen 
5. Förderprogramme der EU
Nach wie vor gravierend sind die Hindernisse, denen mittelständische Einzelhändler bei der Beantragung von Fördermitteln gegenüberstehen. 
Zunächst einmal: Nicht selten werden Verbundgruppen – obschon Zusammenschlüsse selbstständiger mittelständischer Einzelhändler – von EU-Förderprogrammen für KMU ausgeschlossen. Unlogisch ist dies insofern, als solche Programme letztlich den Anschlusshäusern (nicht etwa der Verbundgruppe selbst) zugutekommen. Warum sollten Anschlusshäuser von Verbundgruppen nicht – wie auch andere mittelständische Einzelhändler – von Fördermaßnahmen in Bereichen wie IT-Schulung oder Innovation profitieren?
Zu verbessern gilt es zudem den Zugang der KMU zu den verschiedenen EU-Förderprogrammen. Geeignet erscheinen insbesondere Maßnahmen auf nationaler Ebene – von der Vereinfachung der Antragsverfahren und Einrichtung zusätzlicher Kontaktstellen hin zu Steuervergünstigungen für Banken, die Finanzierungsmittel für KMU bereitstellen. Damit einhergehen sollten unkomplizierte, nach Möglichkeit EU-weit (nicht nur in der Eurozone) einheitliche Auszahlungsverfahren. Und schließlich: Den speziellen Finanzierungsanforderungen des Einzelhandels (z. B. Wareneinkauf, Finanzierung von Forderungen) sollte im Rahmen der KMU-Förderung noch besser Rechnung getragen werden.
Empfehlungen:
· Einfachere Antrags- und Auszahlungsverfahren für mittelständische Einzelhändler im Rahmen von KMU-Förderprogrammen
· Gezielte öffentliche Fördermaßnahmen für den mittelständischen Einzelhandel
· Ausbau bestehender Informationsportale, damit förderungsfähige Einzelhändler Informationen zu einschlägigen Programmen und Studien der EU an zentraler Stelle vorfinden
· Einbeziehung von Verbundgruppen (als Zusammenschlüssen selbstständiger Einzelhändler) in KMU-Förderprogramme (insbesondere in Bereichen wie Schulung, Innovation ...)
Weitere Maßnahmen zur Unterstützung mittelständischer Einzelhändler und Reduzierung ihres Verwaltungsaufwands
Gebührenermäßigungen
Eine ganze Reihe von Maßnahmen zur Unterstützung des selbstständigen Einzelhandels wird im bereits erwähnten „Bericht de Jong“ („über den Europäischen Aktionsplan für den Einzelhandel zum Nutzen aller Beteiligten“) des Europäischen Parlaments vorgeschlagen. Besonders vielversprechend (von der Förderung von Zusammenschlüssen selbstständiger Einzelhändler einmal abgesehen) erscheint der Vorschlag, „ermäßigte lokale Gebühren für kleine Unternehmen und unabhängige Einzelhändler“ in Einklang mit einschlägigem EU-Recht einzuführen.
Zugute käme dies nicht nur Wettbewerb und Angebotsvielfalt im Einzelhandel, sondern auch (da sich kleinere Einzelhändler bevorzugt in Innenstädten niederlassen) der städtischen Erneuerung.   
Optimierung des EU-Binnenmarkts 
Rechnungsstellung, Umsatzsteuer, Zahlungsfristen – dies sind nur einige der grundlegenden Aspekte, bei denen EU-weit tätige selbstständige Einzelhändler und ihre Verbundgruppen mit erheblichen nationalen Unterschieden konfrontiert sind. Dringend anzuraten – im Interesse eines florierenden, EU-weit wettbewerbsfähigen mittelständischen Einzelhandels – wäre eine Harmonisierung insbesondere in den folgenden Bereichen:  
Bereiche, in denen selbstständige Einzelhändler und ihre Verbundgruppen durch EU-weit unterschiedliche Regelungen behindert werden:
•
Zeitraum, über den Rechnungen aufzubewahren sind 
In Deutschland beispielsweise beträgt dieser Zeitraum 10, in Dänemark hingegen nur 5 Jahre – eine Erschwernis für Verbundgruppen, die im Namen selbstständiger Einzelhändler Einkäufe tätigen.
•
Eigentumsvorbehalt 
Je nach Eigentumsvorbehaltsregelung (z. B. DE: Gegenstand der allgemeinen Geschäftsbedingungen, DK: Vertragsgegenstand, AT: keine ausdrückliche Regelung) müssen Verbundgruppen unterschiedliche Absicherungsmodelle vorsehen.
•
EDI (Electronic Data Interchange) im Umsatzsteuerrecht 
Enorme Kosten für steuerrechtliche Prüfungen entstehen durch unterschiedliche EDI-Standards im Umsatzsteuerrecht (z. B. DE: EDI mit Vereinbarung oder Signatur pro Datei, AT/HU: EDI mit zusammenfassender Rechnung, monatlich oder parallel zu EDI, DK: frei vereinbar).
•
Versionen im Rahmen von EDI-Nachrichtenarten 
Im Rahmen einer einzigen EDI-Nachrichtenart (z. B. INVOIC) können – je nach Mitgliedstaat – zahlreiche unterschiedliche Versionen (D90A, D93A, D96A, D01B ...) anfallen. Berücksichtigt man zudem bilaterale Versionen pro Kunde/Lieferant, haben es Verbundgruppen nicht selten mit Hunderten von EDI-Mappings zu tun.
•
Interpretation von Konditionen
Je nach Mitgliedstaat – z. B. Warenkonditionen (AT, DE), Dienstleistungskonditionen (CZ, HU, SK), nur Dienstleistungskonditionen (DK, PL) – sind unterschiedliche Prozessmodelle erforderlich.
•
Steuerliche Bewertung der Bemessungsgrundlage
Rabatt kann direkt von der Rechnung abgezogen werden (AT, DE, HU), Rabatt führt zu Korrekturrechnung (DK, PL), Rabatt muss auf Steuergutschrift ausgewiesen werden (CZ) – Unterschiede wie diese erfordern mehrere Varianten in der Zentralregulierung. 
•
Gesetzliche Zahlungsfristen
Unterschiedliche Beschränkungen bei Vertragsschlüssen mit Lieferanten (Beispiel aus Mittel-/Osteuropa: Zahlungsfrist von 30 Tagen bei Verträgen mit landwirtschaftlich produzierenden Betrieben)
•
Zahlungsabwicklung
Zu EU-weiten Abweichungen bei Überweisungen und Lastschriften kommen verschiedene länderspezifische Probleme (z. B. HU: ausschließlich bilaterale Schnittstelle, DK: kein standardisiertes Satzformat). 5 Tage oder mehr kann die Aufschaltung einer neuen Zahlungsabwicklung erfordern. 
•
Einreichungszeiten bei Lastschriften
Die unterschiedlichen Einreichungszeiten (z. B. DE/DK/PL: 1 Werktag, AT: 2 Werktage, HU: 6 Werktage) müssen in den Geschäftsprozessen berücksichtigt werden.
•
Rückgabefristen bei Lastschriften
Enorme Unterschiede (z. B. AT/DE: 48 Stunden, PL: 5 Tage, HU: 56 Tage), die ebenfalls in den Geschäftsprozessen zu berücksichtigen sind
•
Lastschriftgebühren 
Extreme Kostenunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten: von 0,02 € (DE) über 0,15 € (AT) hin zu umgerechnet 0,36 € (100,00 HUF – HU) und 0,40 € (2,96 DKK – DK) 
Empfehlungen:
· Gewährung „ermäßigter lokaler Gebühren für kleine Unternehmen und unabhängige Einzelhändler“ in Einklang mit einschlägigem EU-Recht (wie im „Bericht de Jong“ des Europäischen Parlaments vorgeschlagen)
· Harmonisierung einzelstaatlicher Regelungen in den oben aufgeführten Bereichen (z. B. Rechnungsstellung, Eigentumsvorbehalt, EDI)  
· Bessere Durchsetzung bestehender EU-Regelungen für den Zahlungsverkehr
